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BEISPIEL ABLAUF INTERVENTION

Eigene Beobachtung von
(Sexualisierter) Gewalt Ich bin selbst betroffen

Verdachtsfall durchBetroffene
Erzählung oder Hinweis auf

(Sexualisierte) Gewalt

Verdachtsfall durch Dritte
Erzählung oder Hinweis auf

(Sexualisierte) Gewalt

Ablauf gemäß
Handlungsleitfaden 

Ablauf gemäß
Handlungsleitfaden 

Ablauf gemäß
Handlungsleitfaden 

Ablauf gemäß
Handlungsleitfaden 

„Ich orientiere mich an dem Willen der betroffenen Personen inwieweit eine Meldung passiert oder
nicht.“ – Ausnahmen in Fußnote

Information an die unabhängigen Ansprechpersonen oder bei Beratungsstellen oder bei anderen
Fachstellen – Bei Vertrauen: Information an Leitung (Dienstvorschriften).

Egal wo Sie die Meldekette in Bewegung setzen, die jeweiligen Experten können Sie darin unterstützen
niemanden zu vergessen. Die Entscheidung ob staatliche Behörden informiert werden müssen, können Sie den
ExpertInnen überlassen.

Erste Bewertung auf Plausibilität durch die Ansprechperson gemeinsam mit der Stabsstelle P-A-I:
            1.Gespräch mit der betroffenen Person oder deren erziehungsberechtigten Person/gesetzliche Betreuung
            2.Gespräche mit anderen genannten relevanten Personen (bis zur Klärung der Plausibilität)

Übergabe an den Interventionsbeauftragten inklusive Protokoll und Plausibilitätseinschätzung
-      Gespräch mit der beschuldigten Person oder deren gesetzliche Betreuung

Prüfung erster unverzügliche notwendiger Schritte in personalrechtlicher Hinsicht (Kinderschutz)

Taten sind im strafrechtlich relevanten Bereich

Einschalten der Staatsanwaltschaft – durch
Interventionsbeauftragten

Einleitung entsprechender Maßnahmen vor Ort
mit Unterstützung der Gemeindeberatung

z.B. Leitender Pfr., Kita Leitungund
Trägervertretung

Taten sind deutlich unterhalb der
strafrechtlichen Grenze

Prüfung arbeitsrechtlicher Konsequenzen
(Dienstanweisung) z.B. Verdachtskündigung
Ggf. Team/Einzel Supervision 
Ggf. Prozess mit Gemeinde- und
Organisationsentwicklung Ggf. Schulung des
Personals Überarbeitung Schutzkonzept
(Wie verhindern wie das in Zukunft?)

Ende des Vorgangs 
erneuter Blick auf die Gegebenheiten nach 

1 Jahr Gespräch mit DV

Informationen an Dienststellen o. Eltern durch den Interventionsbeauftragten in Abstimmung mit der Bistumsleitung. Sinnvoll
ist mit Unterstützung der Gemeindeberatung das schnelle Informieren über das Stattfinden einer Informationsveranstaltung
wie einen Elternabend etc. Ziel ist auch weiteren Betroffenen die Möglichkeit zu geben sich zu melden

Ggf. Information an staatliche Behörden: Aufsichtsbehörde, Gemeinde, Presse 

Bis zum Abschluss evt. staatsanwaltlicher Ermittlungen:
Freistellung der Mitarbeitenden zum Schutz der Schutzbefohlenen, keine weiteren Gespräche ohne Absprache mit der

Staatsanwaltschaft, keine eigenen „Ermittlungen“

Nach Abschluss der strafrechtlichen Ermittlungen:
Seitens des Bistums und des Trägers wird versucht, soweit es möglich ist, aufzuklären



Vorwürfe werden durch die Staatsanwaltschaft
bestätigt

Keine weiteren Ermittlungen durch die
Staatsanwaltschaft 

Bei mitarbeitenden Laien Ende des Vorgangs 
Rehabilitation der MA 

Rehabilitation der Einrichtung

Prüfung arbeitsrechtlicher Konsequenzen
(Dienstanweisung)
Ggf. Team/Einzel Supervision Ggf. Schulung
des Personals Überarbeitung Schutzkonzept
(Wie verhindern wir das in Zukunft?)

Ende des Vorgangs

Informationen an Betroffene:
Über den jeweils aktuellen Sachstand werden
die meldenden Personen, soweit dies aus
Datenschutz-rechtlicher Sicht möglich ist,
informiert und wennsich jeweils neue
Erkenntnisse ergeben.

Information zu mögl. staatsanwaltlichen
Ergebnissen: 
Freispruch = gerichtliche Entscheidung nach
Hauptverhandlung
Einstellung = Verfahren endet ohne Urteil

Gründe für eine Einstellung des Verfahrens:
-Kein hinreichender Tatverdacht: für eine
Anklage reicht die Beweislage nicht
-Wegen Geringfügigkeit: Tat wurde
wahrscheinliche begangen, aber zur „gering“
um weiter zu verfolgen
-Gegen Auflage oder Weisungen: hinreichende
Tatverdacht aus Opportunitätsgründen keine
Anklage
-Wegen anderer Straftat: andere Taten werden
verflogt – andere fällt nicht ins Gewicht
-Wegen fehlender Prozessvoraussetzungen:
z.B. Verjährung, fehlender Strafantrag – keine
Entscheidung über Schuld

Wer unterstützt?

Ansprechpersonen:
•Prüfung der Vorfälle
•Gespräche mit möglichen Betroffenen
Interventionsbeauftragte/r: 
•Gespräche mit beschuldigten Personen
•Weitergabe der Informationen an Behörden
Stabsstelle P-A-I (Prävention – Anerkennung
und Hilfe – Intervention): 
•Kontakt zu verschiedenen Stellen
•Informationen zur Erkennung von
(sexualisierter) Gewalt
•Begleitung und Prozessverantwortung
Gemeinde- und Organisationsberatung:
•Begleitung des irritierten Systems vor Ort

Personalabteilung des Bistums: Hilfe bei den
Themen Kündigung, Abmahnung und
Freistellung,Unterstützung von Gespräch mit
Mitarbeitenden, Hilfe bei der Erstellung von
Dienstanweisungen

Handlungsleitfaden zum Download

Ausnahmen von der Schweigepflicht:
Erhebliche Gefahr für: 
· Leben, 
· körperliche Unversehrtheit, 
· Freiheit, 
· Schutz von Kindern/Kindeswohlgefährdung
Personen ohne Schweigepflicht / Seelsorgegeheimnis / Beichtgeheimnis:
Es gilt:
· Es gibt keine staatliche Anzeigepflicht
· Aber: arbeitsvertragliche Pflichten beachten        Meldepflicht (siehe Interventionsordnung)

https://bistum-augsburg.de/Hauptabteilung-VIII/Stabsstelle-P-A-I/Fachbereich-Praevention/Material/Vorlagen
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